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Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Erſter Abſchnitt. 
Träger der Schullaſten. 
§ 1. 

Die Errichtung und Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen liegt den Gemeinden ob. Der 
Staat beteiligt ſich an den perſönlichen Koſten (Zweiter Abſchnitt), den Baukoſten (Dritter Abſchnitt) 
und gewährt leiſtungsſchwachen Gemeinden Beihilfen (Vierter Abſchnitt). An den Baukoſten be- 
teiligen ſich auch die Landkreiſe. 


(Nr. 14356.) Volksſchulfinanzgeſetz. Vom 2. Dezember 1936. 


8 2 
(1) Gemeinden können zur Unterhaltung einer oder mehrerer gemeinſchaftlicher Volksſchulen 
zu einem Geſamtſchulverbande zuſammengeſchloſſen werden. 
(2) Eine Gemeinde kann mehreren Geſamtſchulverbänden angehören. Sie kann, auch wenn ſie 
eigene Schulen unterhält, einem oder mehreren Geſamtſchulverbänden angehören. 
\ (3) Die Geſamtſchulverbände find Körperſchaften des öffentlichen Rechtes. Sie ſtehen im Sinne 
dieſes Geſetzes den Gemeinden gleich. 
8 
Über die Bildung, Anderung und Auflöſung der Geſamtſchulverbände entſcheidet die Aufſichts⸗ 
behörde. Gegen ihre Entſcheidung iſt binnen zwei Wochen die Beſchwerde an die vorgeſetzte Behörde 
zuläſſig. Dieſe entſcheidet endgültig. 
8 4. 
Über die Vermögensauseinanderſetzung, die infolge der Bildung, Anderung oder Auflöſung 
der Geſamtſchulverbände notwendig wird, entſcheidet die Aufſichtsbehörde. Gegen ihre Entſcheidung 
iſt binnen zwei Wochen die Beſchwerde an die vorgeſetzte Behörde zuläſſig. Dieſe entſcheidet endgültig. 


85. 

In den Geſamtſchulverbänden iſt für jedes Rechnungsjahr ein Schulhaushaltsplan aufzu⸗ 

ſtellen. 
§ 6. 

(1) Die Schullaſten werden auf die den Geſamtſchulverband bildenden Gemeinden zur einen 
Hälfte nach der Zahl der die Schulen beſuchenden Kinder, zur anderen Hälfte nach dem der Kreis— 
beſteuerung zugrunde zu legenden Steuerſoll verteilt. 

(2) Gehört eine Gemeinde zu mehreren Geſamtſchulverbänden, ſo errechnet ſich für jeden der 
Geſamtſchulverbände das Steuerſoll der Gemeinde im Sinne des Abſ. 1 nach dem Verhältniſſe der 
Geſetzſammlung 1936. (14356— 14357.) 27 
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Kinderzahl, die aus der Gemeinde ſeine Schule beſuchen, zu der Geſamtzahl der öffentliche Volks⸗ 
ſchulen überhaupt beſuchenden Kinder der Gemeinde. Dieſe Vorſchriften finden ſinngemäß An⸗ 
wendung, wenn eine Gemeinde, die eigene Schulen unterhält, zugleich zu einem Geſamtſchul⸗ 
verbande gehört. 

(8) Für die Verteilung nach Abſ. 1 und 2 wird die Zahl der Kinder nach dem Durchſchnitte 
der am 15. November der letzten drei Jahre die Volksſchule beſuchenden Kinder zugrunde gelegt. 
Die Verhältniszahl gilt jeweils für drei aufeinanderfolgende Rechnungsjahre. 

(4) Die Aufſichtsbehörde kann auf Antrag von Beteiligten eine andere Verteilung anordnen, 
in Fällen des Abſ. 1 aber nur mit Zuſtimmung der Beteiligten. Dabei muß der Grundſatz bei⸗ 
behalten werden, daß die Verteilung einerſeits nach der Kinderzahl und anderſeits nach dem Steuer 
ſoll erfolgen ſoll. 

(5) Gegen die Entſcheidung der Aufſichtsbehörde iſt binnen zwei Wochen die Beſchwerde an die 
vorgeſetzte Behörde zuläſſig. Dieſe entſcheidet endgültig. 


87. 

(1) Die Aufſichtsbehörde kann nach Anhörung der beteiligten Gemeinden Schulkinder einer 
Gemeinde gaſtweiſe der Schule einer anderen Gemeinde zuweiſen, ſofern dieſe Gemeinde dadurch | 
nicht zur Beſchaffung weiterer Schulräume oder zur Vermehrung der Lehrkräfte genötigt wird. 

(2) In gleicher Weiſe und unter den gleichen Vorausſetzungen können aus erheblichen Gründen 
Schulkinder auch für einzelne Unterrichtsfächer gaſtweiſe zugewieſen werden. 

(3) Gegen die Entſcheidung der Aufſichtsbehörde iſt binnen zwei Wochen die Beſchwerde an 
die vorgeſetzte Behörde zuläſſig. Dieſe entſcheidet endgültig. 


§ 8. 

(1) Für den gaſtweiſen Beſuch der zugewieſenen Kinder iſt von der Heimatgemeinde eine Ver⸗ 
gütung (Gaſtſchulbeitrag) zu zahlen. Dieſe Vergütung wird mangels einer Vereinbarung der 
Gemeinden durch die Aufſichtsbehörde feſtgeſetzt. Bei der Feſtſetzung ſind die Mehrkoſten der einen 
und die Erſparniſſe der anderen Gemeinde in Betracht zu ziehen. Gegen die Entſcheidung iſt binnen 
zwei Wochen die Beſchwerde an die vorgeſetzte Behörde zuläſſig. Dieſe entſcheidet endgültig. 

(2) Bei einer erheblichen Anderung der Verhältniſſe können die Gemeinden mit einjähriger, 
nur für den Schluß des Rechnungsjahrs zuläſſiger Kündigung von der Vereinbarung zurücktreten. 
Unter der gleichen Vorausſetzung kann der Gaſtſchulbeitrag in dem im vorigen Abſatz bezeichneten 
Verfahren anders feſtgeſetzt werden. 


Zweiter Abſchnitt. 
Perſönliche Koſten. 
8 9. 

(1) Zum Ausgleich der perſönlichen Volksſchullaſten find die Gemeinden zu einer Landesſchul⸗ 
kaſſe zuſammengeſchloſſen. Die Landesſchulkaſſe dient gleichzeitig dazu, die Beteiligung des Staates 
an den perſönlichen Volksſchullaſten durchzuführen. 

(2) Die Landesſchulkaſſe iſt eine Körperſchaft des öffentlichen Rechtes. Sie hat ihren Gerichts⸗ 
ſtand in Berlin. 

§ 10. 

Die Landesſchulkaſſe wird durch den Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung 
in Gemeinſchaft mit dem Miniſter des Innern und dem Finanzminiſter verwaltet und vertreten. 
Die laufenden Geſchäfte führen die Regierungspräſidenten, in der Reichshauptſtadt Berlin der 
Stadtpräſident. Die Kaſſengeſchäfte übernehmen die ſtaatlichen Kaſſen. 


i 
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§ 11. 

Die Landesſchulkaſſe leiſtet folgende Ausgaben: 

a) die Dienſtbezüge der Lehrer, die in Schulſtellen angeſtellt ſind oder in freien Schulſtellen 
vollbeſchäftigt werden, mit Ausnahme der Kirchenamtszulagen; 

b) die Dienſtvergütungen der Verwalter von Schulſtellen, deren Inhaber im Dienſtſtraf⸗ 
verfahren vorläufig vom Dienſte enthoben ſind, wenn deren Vertretung durch Lehrer 
derſelben Gemeinde nicht möglich iſt; 

e) die Dienſtvergütungen der Verwalter von Schulſtellen in Gemeinden mit nicht mehr als 
drei Schulſtellen, wenn der Stelleninhaber durch Krankheit an der Wahrnehmung des 
Dienſtes verhindert und die Vertretung durch Lehrer derſelben Gemeinde nicht möglich 
iſt, für die im einzelnen Vertretungsfall über eine Woche hinausgehende Zeit; 

d) die Ruhegehälter und Wartegelder der Lehrer und die Verſorgungsbezüge der Hinter- 
bliebenen von Lehrern; 

e) die Notſtandsbeihilfen und Unterſtützungen der Lehrer, der ausgeſchiedenen Lehrer und 
der Hinterbliebenen von Lehrern; 

f) die Reiſekoſten und Umzugskoſten der Lehrer; 

g) die Beiträge zu den Sozialverſicherungen für die Lehrer. 


§ 12. 
Zu den Zahlgeſchäften können die Gemeindekaſſen unentgeltlich in Anſpruch genommen 
werden. 
§ 13. 
Die Landesſchulkaſſe erhält vom Staate einen Staatsbeitrag (8 14) und von den Gemeinden 
Stellenbeiträge ($ 15) und Sonderbeiträge (SS 16 bis 18). 


§ 14. 

() Der Staatsbeitrag beträgt fünfundſiebzig vom Hundert der Dienſt⸗ und Verſorgungs⸗ 
bezüge, Notſtandsbeihilfen und Unterſtützungen der Lehrer (§ 11 a bis e). 

(2) Bei der Berechnung des auf die Dienſtbezüge entfallenden Teiles des Staatsbeitrags werden 
die Dienſtbezüge für ſo viel Schulſtellen, wie erforderlich ſind, wenn auf je eine Schulſtelle in der 
Gemeinde 50 Kinder gerechnet werden, und die Kinderzahl und Schulſtellenzahl am 15. November 
vor Beginn des Rechnungsjahrs zugrunde gelegt. 

(3) Hierbei iſt die Anzahl der Schulkinder in den Gemeinden mit nicht mehr als ſieben Schul⸗ 
ſtellen auf 50 oder ein Vielfaches von 50 nach oben aufzurunden. Sonſt wird auf 50 oder ein 
Vielfaches von 50 nach unten abgerundet. 

8 15. 

Der Geldbedarf der Landesſchulkaſſe wird für jedes Rechnungsjahr durch den Miniſter für 
Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung in Gemeinſchaft mit dem Miniſter des Innern und dem 
Finanzminiſter feſtgeſtellt und, inſoweit er durch den Staatsbeitrag (§ 14) und die Sonderbeiträge 
der Gemeinden (88 16 bis 18) nicht gedeckt ift, auf die Gemeinden nach der Zahl der Schulſtellen 
umgelegt (Stellenbeiträge). 

f § 16. 

Soweit in der Gemeinde mehr Schulſtellen vorhanden ſind, als erforderlich wären, wenn auf 
je eine Schulſtelle 50 Kinder gerechnet werden (Mehrſtellen), haben die Gemeinden für dieſe Stellen 
neben den Stellenbeiträgen (§ 15) einen Sonderbeitrag in Höhe des zweieinhalbfachen Stellen⸗ 
beitrags zu zahlen. 

§ 17. 

Sind den Volksſchulen Klaſſen mit erweitertem Lehrziele (gehobene Klaſſen) angegliedert, ſo 

iſt für die Stellen an dieſen Klaſſen neben den Stellenbeiträgen (§ 15) ein Sonderbeitrag zu zahlen, 
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der von dem Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung in Gemeinſchaft mit dem 
Finanzminiſter feſtgeſetzt wird. 
§ 18. 

Gemeinden, deren Lehrer den Wohnungsgeldzuſchuß der Ortsklaſſe A oder der Sonderklaſſe 
erhalten, haben für jede Schulſtelle einen Sonderbeitrag zu zahlen. Dieſer entſpricht in ſeiner Höhe 
dem Unterſchiede zwiſchen dem einem Lehrer im Anfangsgrundgehalt zu zahlenden Wohnungsgeld- 
zuſchuß. in der Ortsklaſſe A oder der Sonderklaſſe und dem einem ſolchen Lehrer zu zahlenden 
Wohnungsgeldzuſchuß in der Ortsklaſſe B. 


§ 19. 
Die Stellenbeiträge und Sonderbeiträge der Gemeinden können im Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren eingezogen werden. 


Dritter Abſchnitt. 
Baukoſten. 
§ 20. 

Die Gemeinden find verpflichtet, für ihr Volksſchulbauweſen Erneuerungs- und Erweiterungs⸗ 
rücklagen nach den Vorſchriften der Rücklagenverordnung vom 5. Mai 1936 (Reichsgeſetzbl. I S. 435) 
anzuſammeln. 

8 21. 

(1) Die Landkreiſe find verpflichtet, eine Schulbaurücklage anzuſammeln und verzinslich anzu⸗ 
legen. Die jährliche Zuführung beträgt 100 . je Schulſtelle nach dem Stande am 15. November 
vor Beginn des Rechnungsjahrs. 

(2) Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung wird ermächigt, die Höhe der 
jährlichen Zuführung im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern und dem Finanzminiſter 
vorübergehend anders feſtzuſetzen. 

§ 22. 
Die Mittel zur Anſammlung der Schulbaurücklage werden durch Kreisumlage aufgebracht. 


8 23. 

(1) Der Kreis gewährt den Gemeinden aus der Schulbaurücklage Beihilfen zur Beſtreitung 
der Koſten von Bauten, die nicht zu den laufenden kleinen Inſtandſetzungen gehören. 

(2) Die Beihilfe wird nach der Dringlichkeit des Baubedürfniſſes und unter Berückſichtigung 
der finanziellen Lage der Gemeinde bewilligt. Die Bewilligung bedarf der Zuſtimmung des 
Regierungspräſidenten. | 

(3) Der Beihilfebetrag kann ganz oder teilweiſe als verzinsliches Darlehn gewährt werden. 


§ 24. 

(1) Der Staat erſtattet den Gemeinden mit nicht mehr als ſieben Schulſtellen ein Drittel 
desjenigen Teilbetrags der durch notwendige Bauten für Volksſchulzwecke ausſchließlich des Grund⸗ 
erwerbes entſtandenen Koſten, der im Rechnungsjahr 500 Reichsmark für die Stelle überſtiegen hat 
und weder Dritten zur Laſt fällt, noch auch durch Brandſchadensverſicherung gedeckt wird. Bei 
Berechnung des ſtaatlichen Baubeitrags dürfen etwaige Naturaldienſte nur bis zum Höchſtwert 
von fünfzehn vom Hundert der Geſamtbauſumme in Anſatz gebracht werden. 

(2) Die Gemeinden haben, ſofern die Koſten der baulichen Herſtellungen im Einzelfall 
2000 Reichsmark überſteigen, vor Beginn des Baues einen Bauplan mit Koſtenanſchlag der Auf— 
ſichtsbehörde zur Genehmigung vorzulegen. Dieſe iſt befugt, einen ſtaatlichen Baubeamten mit der 
Beaufſichtigung des Baues zu betrauen. 
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§ 25. f f 
(1) Zur weiteren Förderung des Volksſchulbauweſens gewährt der Staat Beihilfen in Höhe 
der Hälfte der Beihilfen, die der Gemeinde für die einzelnen Bauvorhaben von dem Kreiſe nach 823 
gewährt werden. 
(2) S 23 Abſ. 3 gilt entſprechend. 
(3) Soweit die Beihilfen als Darlehen gewährt werden, ſind die Zinſen und Rückflüſſe zur 
Verſtärkung der nach § 26 bereitgeſtellten Mittel zu verwenden. 


Vierter Abſchnitt. 
Zuſchüſſe des Staates an leiſtungsſchwache Gemeinden. 
§ 26. 

Der Staat gewährt leiſtungsſchwachen Gemeinden Zuſchüſſe zur Erleichterung der perjün- 
lichen und ſächlichen Volksſchullaſten (Ergänzungszuſchüſſeß. Die Ergänzungszuſchüſſe werden 
jährlich durch den Staatshaushaltsplan feſtgeſtellt; ſie betragen mindeſtens 5 vom Hundert der dem 
Staatsbeitrage zur Landesſchulkaſſe (§ 14) zugrunde liegenden Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge, Not- 
ſtandsbeihilfen und Unterſtützungen. 


Fünfter Abſchnitt. 
Schluß⸗ und Übergangsbeſtimmungen. 
§ 27. 

(1) In den Gutsbezirken werden die Schullaſten vom Gutsbeſitzer getragen. Für jedes 
Rechnungsjahr iſt ein Schulhaushaltsplan aufzuſtellen. Im übrigen finden die Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes hinſichtlich der Gemeinden entſprechende Anwendung. 

(2) Steht ein Gutsbezirk nicht ausſchließlich im Eigentum des Gutsbeſitzers oder ſteht innerhalb 
des Gutsbezirkes einer anderen Perſon ein Erbbaurecht zu oder wohnen im Gutsbezirk Steuer- 
pflichtige, die nicht in einem Lohn- oder Dienſtverhältniſſe zum Gutsbeſitzer ſtehen, jo find auf Antrag 
des Gutsbeſitzers die Schullaſten in der Weiſe unterzuverteilen, daß die Beitragspflicht und das 
Verfahren den Vorſchriften des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetzſamml. 
S. 152) angepaßt wird. Die näheren Vorſchriften hierüber ſind in einer Satzung zu treffen, 
die die Aufſichtsbehörde zu erlaſſen hat. 

(3) Auf Antrag des Gutsbeſitzers iſt die Satzung wieder aufzuheben. 


§ 28. 1 
Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung kann in Gemeinſchaft mit dem 
Miniſter des Innern und dem Finanzminiſter beſtimmen, daß die Landesſchulkaſſe in Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten durch einen Kaſſenanwalt vertreten wird. Dieſer wird von denſelben Miniſtern 
ernannt. 
§ 29. i 
(1) Das Preußiſche Ausführungsgeſetz zum Finanzausgleichsgeſetz wird wie folgt geändert: 
1. Im $ 1 tritt an die Stelle der Zahl 45 die Zahl 40. 
2. Im § 2 tritt an die Stelle der Zahl 55 die Zahl 45. 
3. Im $ 5 tritt an die Stelle der Zahl 10 die Zahl 9. 
4. a) Im 5 8 Satz 1 tritt an die Stelle der Zahl 45 die Zahl 40 und an die Stelle der 
. Zahl 40 die Zahl 35. 
b) Im $ 8 Abſ. 1 werden die Sätze 3, 4 und 5 geſtrichen. 
c) Im § 8 Abſ. 2 und 3 tritt jeweils an die Stelle der Zahl 45 die Zahl 40. 
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5. 8 39 a Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

(2) Die Mittel des Ausgleichsſtocks werden durch den Miniſter des Innern im 
Einvernehmen mit dem Finanzminiſter zu Gunſten der Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbände verwendet, um die ordnungsmäßige Erfüllung der pflichtmäßigen Aufgaben 
bei ſolchen Gemeinden und Gemeindeverbänden ſicherzuſtellen, die durch Wohlfahrts⸗ 
ausgaben erheblich belaſtet ſind oder ſich ſonſt in einer Notlage befinden, der durch 
den geltenden Finanz⸗ und Laſtenausgleich nicht Rechnung getragen wird. 

6. In den 88 11, 12, 14, 16 und 39 tritt an die Stelle der Zahl 1936 die Zahl 1937. Im 

§ 11 Abſ. 4 und im 8 39 tritt an die Stelle der Zahl 1935 die Zahl 1936. In den 88 16 
und 59 tritt an die Stelle der Zahl 1937 die Zahl 1938. 

(2) Im Artikel IS 2 Abſ. 1 Satz 1 der Hauszinsſteuerverordnung tritt an die Stelle der 

Zahl 1936 die Zahl 1937. 
§ 30. 

Das Geſetz tritt am 1. April 1937 in Kraft. Gleichzeitig treten die entgegenſtehenden Vor⸗ 
ſchriften und die nicht mit ihm im Einklang ſtehenden und ſonſt überholten Vorſchriften außer Kraft. 
Verpflichtungen zu Leiſtungen für die Volksſchule, die in dieſem Geſetze nicht geregelt ſind, bleiben 
unberührt. Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung wird ermächtigt, im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Miniſter des Innern und dem Finanzminiſter im Verordnungsweg die danach 
außer Kraft tretenden Vorſchriften verbindlich zu bezeichnen, weitergeltende Vorſchriften an den 
neuen Rechtszuſtand anzugleichen und in neuer Faſſung und Ordnung bekanntzumachen. 


§ 31. 

Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung erläßt im Einvernehmen mit 
dem Miniſter des Innern und dem Finanzminiſter die für die Überleitung und die zur Durch⸗ 
führung und Ergänzung dieſes Geſetzes erforderlichen Rechtsverordnungen und allgemeinen Ver⸗ 
waltungsvorſchriften. ; 


Berlin, den 2. Dezember 1936. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. Ru ſt. Frick. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 2. Dezember 1936. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 
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(Nr. 14357.) Verordnung zur Durchführung des Artikels I § 2 Abſ. 2 des Geſetzes zum Schutze des 
Einzelhandels in der Stadt Magdeburg. Vom 26. November 1936. 


Auf Grund der Vorſchrift des Artikels I § 2 Abſ. 2 Satz 2 des Geſetzes zum Schutze des 
Einzelhandels vom 12. Mai 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 266) in der Faſſung der Geſetze vom 
27. Juni 1934 (Reichsgeſetzbl. I S. 523), 13. Dezember 1934 (Reichsgeſetzbl. I S. 1241) und 
9. Mai 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 589) wird folgendes beſtimmt: 


a 8 1. 
Als Gemeindebezirke im Sinne der Vorſchrift des § 2 Abſ. 2 Satz 1 des Geſetzes zum Schutze 

des Einzelhandels gelten innerhalb der Stadt Magdeburg folgende Stadtteile: 

Bezirk 1: Altſtadt und Alte Neuſtadt; 

„ 2 Werder, Friedrichſtadt, Cracau und Preſter' 
(Gebiet öſtlich der Elbe); 

: Buckau und die ſüdöſtlichen Vororte; 
: Sudenburg, Lemsdorf und Buckau (Inſel); 
: Wilhelmſtadt und Diesdorf; 
: Neue Neuſtadt und Rothenſee. 


S pm 


§ 2. 
Die Beſtimmung des § 1 findet keine Anwendung, ſoweit bereits vor Inkrafttreten dieſer 
Verordnung zum Zwecke der Verlegung einer Verkaufsstelle Verkaufsräume gemietet oder bauliche 
Veränderungen an einem Grundſtücke vorgenommen worden ſind. 


g 8 
Dieſe Vorſchrift tritt mit dem Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 26. November 1936. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Wirtſchaftsminiſter. 
In Vertretung: 


Poſſe. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. September 1936 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Milspe zur Schaffung eines 
Aufmarſchplatzes für nationale Feiertage und Großkundgebungen ſowie für die Errichtung 
eines Ehrenmals in der Gemarkung Mühlinghauſen 


durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 40 S. 115, ausgegeben am 3. Oktober 1936; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. Oktober 1936 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Wehrmachtfiskus) für 
Reichszwecke in der Gemarkung Siegen 


durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 45 S. 132, ausgegeben am 7. November 1936; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Oktober 1936 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Molkereigenoſſenſchaft, e. G. m. b. H. 
„Aartal“ in Niederneiſen, zum Ausbau einer Annahmerampe und zur Schaffung einer 
Rundfahrt f 

durch das Amtsblatt der Regierung in Wiesbaden Nr. 44 S. 181, ausgegeben am 31. Oktober 1936; 
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4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. Oktober 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Niederſchleſiſchen Provinzialverband 
in Breslau zum Ausbau der Reichsſtraße 151 (Strehlen —Grottkau) in der Gemarkung 
Mückendorf 
durch das Amtsblatt der Regierung in Breslau Nr. 46 S. 258, ausgegeben am 14. November 1936; 


1 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. Oktober 1936 g 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Aktiengeſellſchaft Greifenhagener Kreis⸗ 
bahnen in Greifenhagen zum Ausbau des Bahnhofs Klein Schönfeld : 
durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 44 S. 248, ausgegeben am 31. Oktober 1936; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. Oktober 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsſtraßenver⸗ 
waltung) zur Verlegung der Reichsſtraße 100 (Halle — Treuenbrietzen) in der Gemarkung 
Bergwitz ö 
durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 44 S. 185, ausgegeben am 31. Oktober 1936; 


7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Oktober 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Wehrmachtfiskus) für 
die Anlage eines Exerzierplatzes in der Gemarkung Züllichau 
durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt(Oder) Nr.44 S. 241, ausgegeben am 31. Oktober 1936; 


8. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Oktober 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsſtraßenver⸗ 
waltung) zum Zwecke der Verbeſſerung der Reichsſtraße Nr. 252 (Marburg Wrexen) in 
der Gemarkung Rhoden 
durch das Amtsblatt der Regierung in Kaſſel Nr. 45 S. 223, ausgegeben am 7. November 1936; 


9. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. Oktober 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Wehrmachtfiskus) für 
Kaſernenbauten in der Gemarkung Arnswalde 
durchdas Amtsblatt der Regierung in Frankfurt(Oder) Nr. 45 S. 243, ausgegeben am 7. November !936; 


10. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. November 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Blasheim zum Bau einer 
Löſchwaſſerziſterne 
durch das Amtsblatt der Regierung in Minden Nr. 47 S. 173, ausgegeben am 21. November 1936; 


11. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. November 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Augrabengenoſſenſchaft, Sitz Linden⸗ 
berg, zur Regelung der infolge des Ausbaues des Augrabens notwendig gewordenen 
Eigentumsveränderungen in der Gemarkung Lindenberg ö 
durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 46 S. 255, ausgegeben am 14. November 1936. 


Berichtigung. 


Auf Seite 58 Zeile 5 von oben muß es ſtatt „im übrigen IWin der erſten bis ſechſten Dienit- 
altersſtufe“ heißen „im übrigen VI in der erſten bis ſechſten Dienſtaltersſtufe“. 
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